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Anlage 21 zur GRDrs 797/2015
Verlängerung von Stellenvermerken 
zum Stellenplan 2016
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),


Kostenstelle
	Amt
	BesGr.

oder

EG
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	Stellen-
vermerk

bisher

neu
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	320 0402 152

320 0402 153

320 0402 154

320 0402 155

320 0402 156

320 0402 157

320 0402 158

32425421


	Amt für öffentliche Ordnung
	EG 8
EG 8

EG 8

EG 8

EG 8

A 8

EG 8

/A 8
	Sachbearbeiter/in Bürgerbüro
	1,0

1,0

1,0

1,0

1,0

1,0

1,0

_____

7,0
	alle

KW 01/2016

KW 01/2018


	--


Begründung:
Zum Stellenplan 2012/2013 wurden aufgrund der Einführung des neuen Personalaus​weises zum 01.11.2010 8,5 Stellen für die Bürgerbüros des Amts für öffentliche Ord​nung geschaffen. Die Stellen waren mit KW-Vermerk 01/2014 versehen. Über den dau​erhaften Stellenbedarf sollte ursprünglich zum Stellenplan 2014/2015 auf der Basis der bei den Bürgerbüros durchgeführten Organisationsuntersuchung (Haushaltsanträge Nrn. 563/2011 sowie 825/2011) entschieden werden. Da sich jedoch abzeichnete, dass sich die Organisationsuntersuchung bis ins Jahr 2014 ziehen würde, wurden die KW-Vermerke bereits im Vorgriff auf den Stellenplan 2014 bis 01/2016 verlängert (vgl. auch GRDrs. 839/2012 sowie Antrag der CDU-Fraktion Nr. 381/2012). 

Mit GRDrs. 560/2014 wurde dem Gemeinderat der Abschlussbericht zur Organisationsuntersuchung der Bürgerbüros vorgelegt. Ergebnis war, dass 3,07 Stellen mit KW-Vermerk durch die Bemessung belegt waren und in der Folge an diesen Stellen der Vermerk entfallen müsste. Im Rahmen der Organisationsuntersuchung hatte die Projektlenkungsgruppe für fallübergreifende Tätigkeiten für die Stellenbemessung der Bürgerbüros den Prozentsatz von 15,6 % beschlossen. Aufgrund der Parallelen in der Aufgabenerledigung bei den Bürgerbüros und der Sozialhilfe sollte derselbe Prozentsatz für fallübergreifende Tätigkeiten angesetzt werden. Im Zuge der Stellenbemessung für die Ausländerbehörde des Amts für öffentliche Ordnung hat sich herausgestellt, dass der pauschale Prozentsatz, der für die Sozialhilfe angesetzt wurde, lediglich 14,6 % (GRDrs. 254/2011) betragen hat. Daher wurde die Stellenbemessung für die Bürgerbüros nachträglich nochmals angepasst. Die Berechnung des Stellenbedarfs bei den Bürgerbüros erfolgte entsprechend mit 14,6 % für fallübergreifende Tätigkeiten.

Für die Stellenbemessung bei den Bürgerbüros bedeutet dies, dass insgesamt 7,0 Stellen der vorhandenen 8,5 KW-Stellen nicht belegt sind (bisher 5,43). In der Konsequenz können lediglich bei 1,5 Stellen (bisher 3,07 Stellen) die Vermerke entfallen (siehe hierzu Anlage 20 zur GRDrs 797/2015).
Mit Inkrafttreten des neuen Bundesmeldegesetzes zum 1. November 2015 wird bei den Bürgerbüros ein erheblicher Mehraufwand entstehen, der mit den durch die Stellenbemessung errechneten Kapazitäten nicht abgearbeitet werden kann. Ab 01.11.2015 müssen Mieter bei Ab- oder Ummeldungen die Bestätigung ihres Wohnungsgebers vorlegen. Die Meldungen müssen geprüft, die Daten des Wohnungsgebers zusätzlich registriert und fehlende Meldungen nachgefordert sowie der Eingang überwacht und ggf. Zwangsmaßnahmen eingeleitet werden. 

Um den entstehenden Mehraufwand auffangen zu können, wird zunächst die Verlängerung der 7,0 Stellen mit KW-Vermerk bis 01/2018 beantragt. Bis zum nächsten Stellenplanverfahren ist der bisher prognostizierte Mehrbedarf in Höhe von 8,33 Stellen, der aufgrund der Einführung des neuen Bundesmeldegesetzes entsteht, zu evaluieren und der dauerhafte Bedarf festzustellen.
